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|Entwurf zur Anderung der Entschidigungsverordnung

Kenntnisnahme:

Der Entwurf zur Anderung der Entschidigungsverordnung wird geméaB Vrlage Nr.
14/1565 zur Kenntnis genommen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berihrt eine oder mehrere Zielrichtungen des

LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK. nein
Gleichstellung/Gender Mainstreaming:
Diese Vorlage berlicksichtigt Vorgaben des LVR-Aktionsplanes fiir nein

Gleichstellung, Familienfreundlichkeit und Gender Mainstreaming.

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe:

Ertrage: Aufwendungen:
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan
Einzahlungen: Auszahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

Lubek



Zusammenfassung:

Gegenwartig wird das Gesetz zur Starkung der kommunalen Selbstverwaltung im Landtag
NRW beraten. Gleichzeitig soll die Entschadigungsverordnung den gesetzlichen
Regelungen angepasst werden.




Begrundung der Vorlage Nr. 14/1565:

Entwurf zur Anderung der Entschadigungsverordnung

Gegenwartig wird das Gesetz zur Starkung der kommunalen Selbstverwaltung im
Landtag NRW beraten. Gleichzeitig soll die Entschadigungsverordnung den gesetzlichen
Regelungen angepasst und die Empfehlungen der Ehrenamtskommission umgesetzt
werden.

Die Landschaftsverbdnde haben die Gelegenheit, bis zum 04.10.2016 eine
Stellungnahme abzugeben.

Der Entwurf zur Anderung der Entschadigungsverordnung (Anlage 1) und die geltende
Fassung der Entschadigungsordnung (Anlage 2) sind beigefiigt.

Im Auftrag

Eichhorn - Thiel
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Kronprinzenstrafle 35

45128 Essen

Zweite Verordnung zur Anderung der Entschiadigungsverordnung
Anlage: Entwurf der Anderungsverordnung

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegenwdrtig wird im nordrhein-westfélischen Landtag das Gesetz zur
Starkung der kommunalen Selbstverwaltung (Drs. 16/12363) beraten,
mit dem u.a. die Empfehlungen der ,Ehrenamtskommission” umgesetzt
werden sollen. Z.T. bedirfen die gesetzlichen Regelungen einer
ergdnzenden Anpassung der Entschadigungsverordnung. Die
Anderungen in beiden Regelungen sollten méglichst zeitgleich in Kraft
treten. Der beigefligte . Entwurf zur Anderung ~ der
Entschadigungsverordnung orientiert sich deshalo an dem o. g.
~ Gesetzentwurf. Hierzu gebe ich Ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme
bis zum

4. Oktober 2016

Soweit der o.g. Gesetzentwurf im Laufe der parlamentarischen
Beratungen noch Anderungen erfahren sollte, bleibt eine Anpassung
des Verordnungsentwurfs vorbehalten.

Mit freundlichen GrifRRen
Im Auftrag
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Zweite Verordnuhg zur Anderung der Entschidigungsverordnung

Vom XX. Monat 2016

Auf Grund des

- § 36 Absatz 4 Satz 3, § 39 Absatz 7 Satz 6, § 45 Absatz 7 Satz 1 und § 46 Satz 1
der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), von denen § 36 Absatz 4 Satz
3 und § 39 Absatz 7 Satz 6 durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. September 2012
(GV. NRW. S. 436) geandert worden sind, und § 45 Absatz 7 Satz 1 durch Artikel 1
des Gesetzes vom (Ausfertigungsdatum und Fundstelle des Gesetzes zur Stédrkung
der kommunalen Selbstverwaltung) geéndert und § 46 Satz 1 neu gefasst worden
sind, ‘

- § 30 Absatz 7 Satz 1 der Kreisordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), von denen
§ 30 Absatz 7 Satz 1 durch Artikel 2 des Gesetzes vom (Ausfertigungsdatum und
Fundstelle des Geselzes zur Stérkung der kommunalen Selbstverwaltung) geéndert
und § 31 Satz 1 neu gefasst worden sind,

- § 16 Absatz 1, § 16 Absatz 2 Satz 1 und § 31 Satz 1 der Landschaftsverbandsord-

nung ftir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), von denen § 16 Absatz 1 durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 18. September 2012 (GV. NRW. S. 436) und § 16 Absatz 2 Satz 1 durch
Artikel 3 des Gesetzes vom (Ausfertigungsdatum und Fundstelle des Gesetzes zur
Stérkung der kommunalen Selbstverwaltung) neu gefasst worden sind, und § 31 Satz
1 durch Artikel 3 des Gesetzes vom (Ausfertigungsdatum und Fundstelle des Geset-
- zes zur Stérkung der kommunalen Selbstverwaltung) geadndert worden ist,

.- § 12 Absatz 3 und 4 des Gesetzes Uber den Regionalverband Ruhr in der Fassung
der Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), von denen § 12 Ab-
satz 3 durch Artikel 4 des Gesetzes vom (Ausfertigungsdatum und Fundstelle des
Gesetzes zur Stérkung der kommunalen Selbstverwaltung) gedndert und § 12 Ab-
satz 4 neu gefasst worden sind. '

verordnet das Ministerium fir Inneres und Komimunales:

Artikel 1

Die Entschédigungsverordnung vom 5. Mai 2014 (GV. NRW. S. 276), die durch Ver-
ordnung vom 23. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 936) geéndert worden ist, wird wie
folgt geandert:




1. § 3 wird wie folgt geandert;

a) Absétz 1 wird wie folgt geéndert;

aa) In Nummer 4 wird das Wort ,zehn“ durch das Wort ,2acht” ersetzt,

bb) Am Ende von Nummer 5 wird ein Komma eiﬁgeﬂ]gt.

cc) Nach Nummer 5 wird in einer neuen Zeilé folgende Nummer 6 eingefligt:

,8. bei Vorsitzenden von Ausschiissen der kommﬁhalen Vertretungen in Gemeinden
- und Kreisen mit Ausnahme des Wahlpriffungsausschusses und der durch die
Hauptsatzung ausgenommen Ausschiisse  den 1-fachen".

dd) Die bisherigen Nummern 6 bis 9 werden die Nummern 7 bis 10, -
b) F olgende‘r Absatz 3 wird‘ angefiigt:

,(3) Die zusétzliche Aufwandsentschadigung bei den Land}sohaftsverbénden und
beim Regionalverband Ruhr betragt:

1. bei Vorsitzenden der Landschaftsversammiung beziehungsweise der Verbands-
versammlung ‘ , den 9-fachen,

2. bei fur nlcht mehr a(s drei Stellvertretungen der VorSItzenden der Landschaftsver-

sammlung beziehungsweise der Verbandsversammiung den 6-fachen,
3. bei Fraktionsvorsitzenden | den 6-fachen,
4. bei stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden | den 2-fachen und

5. bei Ausschussvorsitzenden der Landschaftsversammlung beziehungsweise der
Verbandsversammlung mit Aushahme der durch Satzung ausgenommen Ausschiis-
se ‘ den 1-fachen

Satz des Betrages der Aufwandsentschadigung fur Mitglieder der Landschaftsver-

- sammlungen beziehungsweise der Verbandsversammiung nach § 1 Absatz 2 Num-
mer4 Buchstabe a und Nummer 5 Buchstabe a.”

2. Nach § 3 wird der folgende § 3a eingefiigt:




”§ 3a
Ersatz des Verdienstausfalls

(1) Der Regelstundensatz fiir den Ersatz des Verdienstausfalls nach § 45 Absatz 7
Satz 1 Nummer 1 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein Westfalen und § 30
Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 der Kreisordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen be-
tréagt 8,84 Euro. .

(2) Der Hochstbetrag fur den Ersatz des Verdienstausfalls nach § 45 Absatz 7 Satz 1
Nummer 1 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein Westfalen und § 30 Absatz
7 Satz 1 Nummer 1 der Kreisordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen betragt

80,00 Euro."

3. § 4 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Bei den Gemeinden und Kreisen kénnen Aufwandsentschadigungen nach den
§§ 1 bis 3 nebeneinander bezogen werden, wenn sie auf mehreren Amtern beruhen.
Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Blrgermeisterin oder des Burgermeisters
oder der Landratin oder des Landrats, die gleichzeitig Fraktionsvorsitzende oder
. stellvertretende Fraktionsvorsitzende sind, erhalten nur eine Aufwandsentschadigung

nach § 3. Insgesamt ist die Hohe der Aufwandsentschadigungen auf den 5-fachen
Satz des Betrages der Aufwandsentschadigung fur Mitglieder kommunaler Vertre-
tungen in Gemeinden und Kreiseh gleicher Grofe nach § 1 Absatz 2 Nummer 1
Buchstabe a beziehungsweise Nummer 2 Buchstabe a begrenzt.”

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefugt:

.(3) Bei den Landschaftsverbidnden und beim Regionalverband Ruhr kénnen Auf-
wandsentschédigungen nach den §§ 1 bis 3 nebeneinander bezogen werden, wenn
sie auf mehreren Amtern beruhen. Vorsitzende der Landschaftsversammlung bezie-
hungsweise der Verbandsversammlung oder deren Stellvertretungen, die gleichzeitig
Fraktionsvorsitzende oder stellvertretende Fraktionsvorsitzende sind, erhalten nur
eine Aufwandsentschéadigung nach § 3. Insgesamt ist die Héhe der Aufwandsent-
schadigungen auf den 9-fachen Satz des Betrages der Aufwandsentschadigung fur
Mitglieder der Landschaftsversammlungen beziehungsweise der Verbandsversamm-
lung nach § 1 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a beziehungsweise Nummer 5 Buch-
stabe a begrenzt.” ' :

c) Die bisherigen Absétze 3 und 4 werden die Absétze 4 und 5.




Artikel 2

Diese Verordnung tritt am XX, XX . XXXX in Kraft.




Dusseldorf, den

Der Minister
flr Inneres und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen

RalfJager

Begriindung
- Aligemeiner Teil

Mit dem Gesetz zur Starkung der kommunalen Selbstverwaltung vom XX.XX. 2016
(GV. NRW. 8. XXX) erfahren auch die rechtlichen Grundlagen zur Gew&hrung einer
Aufwandsentschédigung fir Mitglieder kommunaler Vertretungen Anderungen. Kiinf-
tig erhalten auch Ausschussvorsitzende in kommunalen Vertretungen eine zuséatzli-
che Aufwandsentschadigung. Weiter sind die Schwellenwerte, ab denen stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende mit Anspruch auf eine zusatzliche Aufwandsentschédi-
gung gewahlt werden koénnen, abgesenkt worden. Die zusatzliche Aufwandsent-
schédigungen fir Funktionstrdger bei den Landschaftsverbénden und beim Regio-
nalverband Ruhr werden kunftig - wie bereits gegenwértig bei den Gemeinden und
Kreisen - durch Rechtsverordnung des Ministeriums fir Inneres und Kommunales
bestimmt. Schlieflich wird der Verordnungsgeber erméchtigt, den Mindestregelstun-
densatz sowie den Hochstbetrag des Verdienstausfalls festzusetzen. Diese Ande-
rungen werden mit der Anderung der Entschadigungsverordnung nachgezeichnet.

Besonderer Teil

zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 3)

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 EntschVO erhalten Fraktionsvorsitzende in Gemeinden und
Kreisen den 2-fachen Satz der Aufwandsentschadigung fir Mitglieder kommunaler
Vertretungen in Gemeinden bzw. Kreisen gleicher GréRe. Bei Fraktionsvorsitzenden




in Kreisen und Gemeinden einer Fraktion mit mehr als 10 Mitgliedern erh&ht sich die
zuséatzliche Aufwandsentschadigung gemal § 3 Abs. 1 Nr. 4 EntschVO (bisherige
Fassung) auf den 3-fachen Satz. Die Zahl 10 ist angelehnt an die bisherigen Rege-
lungen in § 46 Satz 1 GO NRW bzw. § 31 Satz 1 KrO NRW. Danach erhélt bei Frak-
tionen mit mindestens 10 Mitgliedern auch ein stellvertretender Vorsitzender eine
zusatzliche Aufwandsentschadigung. Dieser Schwellenwert ist mit dem Gesetz zur
Starkung der kommunalen Selbstverwaltung vom XX.XX. 2016 (GV. NRW. S. XXX)
auf mindestens 8 Mitglieder abgesenkt worden, Diese Anderung wird nunmehr auch
in § 3 Abs. 1 Nr. 4 EntschVO nachvollzogen.

Ferner wird mit der neu eingefligten Nummer 6 in § 3 Abs. 1 EntschVO die Entschei-
dung des Gesetzgebers umgesetzt, nach der nunmehr auch Ausschussvorsitzende
kommunaler Vertretungen eine zuséatzliche Aufwandsentschadigung erhalten sollen.
Die Anpassung der Nummemrelhenfolge ist redaktioneller Natur.

Weiter werden- mit dem neuen Absatz 3 des § 3 EntschVO die Neufassungen des
§ 16 Abs. 2 LVerbO und des § 12 Abs.4 RVRG durch das 0.g. Gesetz zur Starkung
der kommunalen Selbstverwaltung nachvollzogen. Danach werden nunmehr auch
die zusétzlichen Aufwandsentschédigungen flr besondere Amts- bzw. Funktionstra-
ger bei den Landschaftsverb&nden und beim Regionalverband Ruhr (Vorsitzende der
Vertretungen und deren Stellvertretungen, Fraktionsvorsitzende und deren Stellver-
tretungen, Ausschussvorsitzende) durch Rechtsverordnung bestimmt. Die Héhe der
festgesetzten Séatze orientiert sich an dem bis zum 31.12.2012 geltenden Empfeh-
lungen des Ministeriums fir Inneres und Kommunales (RdExl. d. Innenministeriums
vom 18.05.2005 - 31-43.02.03-3-4165/05(0) -).

Die Anzahl der Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter der Vorsitzenden der Land-
schaftsversammiung bzw. der Verbandsversammiung, die eine zusatzliche Auf-
wandsentschadigung erhalten, wird mit Blick auf die Regelungen in § 8a Abs. 1 Satz
1 LVerbO bzw. § 11 Abs. 2 Satz 2 RVRG auf max. zwei begrenzt. Nach beiden Vor-
schriften wahlt die Landschaftsversammiung bzw. die Verbandsversammlung jeweils
eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden sowie zwei weitere stellvertretende Vorsit-
zende. Regelmafig erscheint eine Anzahl von zwei Stellvertreterinnen bzw. Stellver-
tretern angemessen, aber auch ausreichend, um die Funktionstlichtigkeit der Land-
schaftsversammlung bzw. der Verbandsversammlung sicherzustellen. Auch dies ent-
spricht der bis zum 31.12.2012 geltenden Empfehlungen des Ministeriums fr Inne-
res und Kommunales (s.0. RAErl. d. Innenministeriums vom 18.05.2005). Unbenom-
men bleibt den Landschaftsverbédnden die Mdglichkeit nach § 8a Abs. 1 Satz 2 L.Ver-
bO bzw. § 11 Abs. 2 Satz 2 RVRG weitere Stellvertreter zu wahlen, ohne dass dlese
einen Anspruch auf eine zusétzliche Aufwandsentschadigung erhalten.

~zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 3a)

Die vom Landtag eingesetzte Arbeitsgruppe ,,Rahmenbedmgungen fir das kommu-
nale Ehrenamt weiter verbessern® empfiehlt in ihrem Abschlussbericht vom:
26.08.2015 (Vorlage 16/3165, S. 6f) die Einflihrung landeseinheitlicher Betrage fur
den Mindestregelstundensatz und den Hochstbetrag flr den Ersatz des Verdienst-
ausfalls kommunaler Mandatstrager.

Dieser Empfehlung folgend wurde die Ermachtigungsgrundlage in §§ 45 Absatz 7
Satz 1 Nummer 1 GO und § 30 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 KrO NRW durch das Ge-




setz zur Starkung der kommunalen Selbstverwaltung vom XX.XX.2016 (GV. NRW. S.
XXX) erweitert, um in einer Rechtsverordnung entsprechende Regelungen treffen zu
konnen. Spezifische Kriterien fur die Festsetzung hat der Gesetzgeber nicht getrof-
fen. Es wird als ausreichend angesehen, den Verordnungsgeber - das fur Inneres
zusténdige Ministerium - zur Festsetzung von ,angemessenen” Regelstundensétzen
und Hochstbetrdgen zu verpflichten, die jeweils zu Beginn jeder Wahlperiode auf ihre
Angemessenheit zu Uberprifen sind. In § 3a EntschVO (neu) werden nunmehr die
jeweilige Hohe des Regelstundensatzes sowie des Héchstbetrages fir den tatsach-
lich nachgewiesenen Verdienstausfall festgelegt.

Nach der Empfehlung der Arbeitsgruppe soll der Regelstundensatz dabei dem der-
+ zeitigen Mindestlohn in Héhe von derzeit 8,50 Euro pro Stunde entsprechen (§ 1 Ab-
satz 2 Mindestlohngesetz). Zwischenzeitlich hat die Mindestlohn-Kommission in ih-
rem ersten Bericht zu den Auswirkungen des gesetzlichen Mindestiohns empfohlen,
den Mindestlohn ab dem 01.01.2017 auf 8,84 Euro anzuheben. Mit der vorliegenden
Rechtsverordnung wird diese Empfehlung bereits aufgegriffen und in der Folge auch
der Regelsatz fUr den Verdienstfall auf diesen Betrag festgesetzt.

Fur den Hochstbetrag empfiehlt die Arbeitsgruppe 80 Euro pro Stunde tnter Einbe- -
ziehung der Arbeitgeberanteile zu den Sozialversicherungen. Dies entspricht dem
derzeitigen Richtwert (Stundensatz hoherer Dienst) fur die Berlicksichtigung des
Verwaltungsaufwandes bei der Festlegung der nach dem Geblihrengesetz fur das
Land Nordrhein-Westfalen zu erhebenden Verwaltungsgebiihren (RdErl. d. Ministeri-
ums flr Inneres und Kommunales - 56-36.08.09 - v. 20.5.2014, MBI, NRW. 2014 S.
290) und berlicksichtigt in angemessener Weise den Verdienstausfall der betroffenen
Mandatstrégerinnen und Mandatstréger. Weiter empfiehlt die Arbeitsgruppe eine re-
gelméRige Uberprtlfung der genannten Betrége in der jeweiligen Wahlperiode.

In dem gemeinsam von den Fraktionen der SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und FDP am 01.10.2015 beschlossene Antrag ,Rahmenbedingungen fiir das kom-
munale Ehrenamt weiter verbessern® (Drs. 16/9791) sind diese Empfehlungen noch
einmal ausdrticklich bekraftigt worden. Die Anderungsverordnung folgt diesem Votum
des Landtags.

zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 4)

Grundsatzlich kénnen nach § 4 Abs. 2 EntschVO zusétzliche Aufwandsentschadi-
gungen aus verschiedenen Funktionen bzw. Amtern auch nebeneinander bezogen
werden. Um eine OberméfRige Addition zusétzlicher Aufwandsentschédigungen zu
vermeiden, bestimmt die bisherige Regelung in § 4 Abs. 2 Satz 2 EntschVO, dass
Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Burgermeisterin bzw. des Birgermeisters
oder der Landrétin bzw. des Landrats, die gleichzeitig Fraktionsvorsitzende oder
stellvertretende Fraktionsvorsitzende sind, nur eine Aufwandsentschadigung nach
§ 3 EntschVO erhalten. Daran wird grundsétzlich festgehalten. Allerdings ist zu be-
rlicksichtigen, dass nach dem Willen des Gesetzgebers nunmehr auch Ausschuss-
vorsitzende eine zusatzliche Aufwandsentschadigung in H6he des 1-fachen Satzes
erhalten sollen. Auch diese zuséatzliche Aufwandsentschadigung kann grundsétzlich
neben einer zusatzlichen Aufwandsentschadigung aus anderen Funktionen oder Am-
tern bezogen werden. Auch insoweit ist es aber geboten, eine unangemessene An-
haufung zusétzlicher Aufwandsentschadigungen zu vermeiden. In § 4 Abs. 2 Satz 3
EntschVO (neu) wird deshalb die Héhe der Aufwandsentschadigung insgesamt auf




den 5-fachen Satz des Betrages der Aufwandsentschadigung fir Mitglieder kommu-
naler Vertretungen in Gemeinden bzw. Kreisen gleicher GréRe begrenzt,

Ferner ist auch bei den Funktionstragern der Landschaftsverbéande bzw. des Regio-
nalverbandes ‘Ruhr eine unangemessene Addition zusatzlicher Aufwandsentschéadi-
gungen zu vermeiden. Der neu angeflgte Absatz 3 des § 3 EntschVO trifft deshalb
eine Regelung, die der Regelung fir Funktionstrager bei den Gemeinden und Krei-
sen in Absatz 2 nachgezeichnet ist. Die absolute Obergrenze in Hohe des 9-fachen
Satzes des Betrages der Aufwandsentschadigung fiir Mitglieder der Landschaftsver-
sammlungen bzw. der Verbandsversammlung orientiert sich .dabei an dem Héchst-
satz, den die Vorsitzenden der Landschaftsversammlung bzw. der Verbandsver-
sammlung nach § 3 Abs. 3 Nr. 1 EntschVO (neu) erhalten kénnen. Schlieflich wird
die Reihenfolge der Absatze redaktionell angepasst.

zu Artikel 2

Das Inkrafttreten der Verordnung orientiert sich an dem Inkrafttreten der erforderh~
chen gesetzlichen Grundlagen
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Geltende Gesetze und Verordnungen (SGV. NRW.) mit Stand vom 1.9.2016

Verordnung
iiber die Entschiadigung der Mitglieder kommunaler
Vertretungen und Ausschiisse
(Entschidigungsverordnung - EntschVO)
Vom 5. Mai 2014 (Fn 1)

Auf Grund der

- § 36 Absatz 4 Satz 3, des § 39 Absatz 7 Satz 6, des § 45 Absatz 7 Satz 1 und des § 46 Satz 1 der
Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.
Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), von denen § 39 Absatz 7 Satz 6 und § 46 Satz 1 durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 18. September 2012 (GV. NRW. S. 436) gedndert worden sind,

- § 30 Absatz 7 Satz 1 und des § 31 Satz 1 der Kreisordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), von denen § 31 Satz 1
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. September 2012 (GV. NRW. S. 436) gedndert worden ist,

- § 16 Absatz 1 der Landschaftsverbandsordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), der zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 18. September 2012 (GV. NRW. S. 436) gedndert worden ist und

- § 12 Absatz 2 des Gesetzes iiber den Regionalverband Ruhr in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), der zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18.
September 2012 (GV. NRW. S. 436) gedndert worden ist,

verordnet das Ministerium fiir Inneres und Kommunales:

§1(Fn2)
Mitglieder kommunaler Vertretungen

(1) Aufwandsentschadigungen fiir Mitglieder kommunaler Vertretungen konnen gezahlt werden
1. ausschlieBlich als monatliche Pauschale

oder

2. gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sitzungsgeld.

Mitglieder der Landschaftsversammlungen konnen auch ausschlieBlich Sitzungsgeld erhalten.

(2) Die Hohe der Aufwandsentschidigung betrégt
1. bei Ratsmitgliedern

a) ausschlief3lich als monatliche
Pauschale in Gemeinden

aa) bis 20 000 211,90
Einwohnerinnen und Euro
Einwohnern

bb) von 20 001 bis 50 000 290,20
Einwohnerinnen und Euro

Einwohnern



cc) von 50 001 bis 150 000 386,80

Einwohnerinnen und Euro
Einwohnern

dd) von 150 001 bis 450 000 481,30
Einwohnerinnen und Euro
Einwohnern

ee) iiber 450 000 576,80
Einwohnerinnen und Euro
Einwohnern

b) gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sitzungsgeld

in Gemeinden  monatliche Sitzungsgeld

Pauschale
aa) bis 20 000 114,00 19,60 Euro
Einwohnerinnen Euro

und Einwohnern

bb) von 20 001 191,20 19,60 Euro
bis 50 000 Euro
Einwohnerinnen

und Einwohnern

cc) von 50 001 285,60 19,60 Euro
bis 150 000 Euro
Einwohnerinnen

und Einwohnern

dd) von 150 001 382,30 19,60 Euro
bis 450 000 Euro
Einwohnerinnen

und Einwohnern

ee) iiber 450 000 476,70 19,60 Euro
Einwohnerinnen Euro
und Einwohnern

2. bei Kreistagsmitgliedern

a) ausschlieflich als monatliche
Pauschale in Kreisen

aa) bis 250 000 346,60 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

bb) tiber 250 000 442,10 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

b) gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sitzungsgeld

in Kreisen monatliche Sitzungsgeld
Pauschale



aa) bis 250 000 285,60 19,60 Euro
Einwohnerinnen Euro
und Einwohnern

bb) iiber 250 000 382,30 19,60 Euro
Einwohnerinnen Euro
und Einwohnern

3. bei Mitgliedern der Bezirksvertretungen in kreisfreien Stidten

a) ausschlieflich als monatliche
Pauschale

in Stadtbezirken

aa) bis 50 000 201,50 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

bb) von 50 001 bis 230,20 Euro
100000 Einwohnerinnen
und Einwohnern

cc) iiber 100 000 259,20 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

b) gleichzeitig als monatliche Pauschale und Sitzungsgeld

in Stadtbezirken monatliche Sitzungsgeld

Pauschale
aa) bis 50 000 138,20 19,60 Euro
Einwohnerinnen Euro

und Einwohnern

bb) von 50 001 167,00 19,60 Euro
bis 100 000 Euro
Einwohnerinnen

und Einwohnern

cc) iiber 100 000 195,70 19,60 Euro
Einwohnerinnen Euro
und Einwohnern

4. bei Mitgliedern der Landschaftsversammlungen

a) ausschlieBlich als 194,50 Euro
monatliche Pauschale

b) gleichzeitig als

monatliche Pauschale und

Sitzungsgeld

monatliche Pauschale 95,50 Euro
Sitzungsgeld 49,50 Euro
c¢) ausschlieBlich als 97,90 Euro

Sitzungsgeld



5. bei Mitgliedern der Verbandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr

a) ausschlieBlich als 194,50 Euro
monatliche Pauschale

b) gleichzeitig als

monatliche Pauschale und

Sitzungsgeld

monatliche Pauschale 95,50 Euro
Sitzungsgeld 49,50 Euro.

§2 (Fn3)
Sachkundige Biirgerinnen und Biirger sowie
sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner
Die Hohe der Sitzungsgelder betragt

1. bei sachkundigen Biirgern im Sinne des § 58 Absatz 1 und 3 der Gemeindeordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666),
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) gedndert worden
ist, und sachkundigen Einwohnern im Sinne des § 58 Absatz 4 der Gemeindeordnung fiir das Land

Nordrhein-Westfalen in Gemeinden

a) bis 20 000 19,60 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

b) von 20 001 bis 50000 25,30 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

¢) von 50 001 bis 150000 30,00 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

d) von 150 001 bis 450 34,50 Euro
000 Einwohnerinnen und
Einwohnern

e) iiber 450 000 40,30 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

2. bei sachkundigen Biirgern im Sinne des § 41 Absatz 3 und 5 der Kreisordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646),
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878) gedndert
worden ist, und sachkundigen Einwohnern im Sinne des § 41 Absatz 6 der Kreisordnung fiir das

Land Nordrhein-Westfalen in Kreisen

a) bis 250 000 34,50 Euro
Einwohnerinnen und

Einwohnern

b) tiber 250 000 40,30 Euro

Einwohnerinnen und
Einwohnern



3. bei sachkundigen Biirgern im Sinne des § 12 Absatz 3 und des § 13 Absatz 3 der
Landschaftsverbandsordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474) geéndert worden ist, sowie des § 9 Nummer 3 des
Gesetzes liber den Regionalverband Ruhr in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar
2004 (GV. NRW. S. 96), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GV. NRW.
S. 436) gedndert worden ist

59,80 Euro.

§3 (Fn4)
Zusitzliche Aufwandsentschidigung
(1) Die zusitzliche Aufwandsentschiadigung betrégt:

1. bei der ersten Stellvertretung der Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters und der ersten
Stellvertretung der Landritin oder des Landrats den 3-fachen,

2. bei weiteren Stellvertretungen der Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters und
Stellvertretungen der Landrétin oder des Landrats den 1,5-fachen,

3. bei Fraktionsvorsitzenden in Gemeinden und
Kreisen den 2-fachen,

4. bei Fraktionsvorsitzenden in Gemeinden und Kreisen einer Fraktion mit mehr als zehn
Mitgliedern den 3-fachen,

5. bei stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden in Gemeinden und
Kreisen den 1-fachen

Satz des Betrages der Aufwandsentschadigung fiir Mitglieder kommunaler Vertretungen in
Gemeinden beziehungsweise Kreisen gleicher Grofle nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a
und Nummer 2 Buchstabe a;

6. bei Bezirksvorsteherinnen und
Bezirksvorstehern den 2-fachen Satz,

7. bei ersten und zweiten Stellvertretungen der Bezirksvorsteherin oder des
Bezirksvorstehers den 1-fachen Satz,

8. bei weiteren Stellvertretungen der Bezirksvorsteherin oder des
Bezirksvorstehers den 0,5-fachen Satz,

9. bei Fraktionsvorsitzenden in
Bezirksvertretungen den 1-fachen Satz

des Betrages der Aufwandsentschadigung fiir Mitglieder der Bezirksvertretungen in kreisfreien
Stiddten gemil § 1 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a, sofern die Hauptsatzung eine Regelung trifft.

(2) Die Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher erhalten eine Aufwandsentschiddigung von 188,90
Euro monatlich. Die Gemeinde kann stattdessen in der Hauptsatzung bestimmen, dass die Hohe der
monatlichen Aufwandsentschidigung in Gemeindebezirken

1. bis 500 115,20 Euro
Einwohnerinnen und

Einwohnern

2.von 501 bis 1 000 130,10 Euro

Einwohnerinnen und
Einwohnern



3.von 1 001 bis 1 500 147,40 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

4.von 1 501 bis 2 000 163,50 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

5.von 2 001 bis 3 000 172,70 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

6. iiber 3 000 188,90 Euro
Einwohnerinnen und
Einwohnern

betrégt.

Der Anspruch der zur Ehrenbeamtin ernannten Ortsvorsteherin oder des zum Ehrenbeamten
ernannten Ortsvorstehers auf Ersatz ihrer oder seiner Auslagen, die durch die Erledigung der ihr
oder ihm iibertragenen Geschifte der laufenden Verwaltung entstanden sind (§ 33 Absatz 1 Satz 1
der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen), bleibt unberiihrt.

§ 4 (Fn 5)
Allgemeines
(1) Fiir die Einwohnerzahlen in § 1 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3 sowie in § 2 Nummer 1, 2 sind die
Einwohnerzahlen mafigebend, die nach § 78 Absatz 1 der Kommunalwahlordnung vom 31. August
1993 (GV. NRW 8. 592, ber. S. 967), die zuletzt durch Verordnung vom 3. Dezember 2013 (GV.
NRW. S. 730) gedndert worden ist, der Wahl der Vertretung zugrunde gelegen haben.

(2) Aufwandsentschiddigungen nach den §§ 1 bis 3 kénnen nebeneinander bezogen werden, wenn
sie auf mehreren Amtern beruhen. Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Biirgermeisterin oder
des Biirgermeisters oder der Landrétin oder des Landrats, die gleichzeitig Fraktionsvorsitzende
oder stellvertretende Fraktionsvorsitzende sind, erhalten nur eine Aufwandsentschiddigung nach §
3.

(3) Aufwandsentschiadigungen, die in Form einer monatlichen Pauschale gezahlt werden, werden
anteilig gekiirzt, wenn die Tatigkeit im Verlauf eines Kalendermonats beginnt oder endet.

(4) Die fiir Sitzungsgelder festgesetzten Sdtze gelten fiir eine Sitzung. Wird eine Sitzungsdauer von
insgesamt sechs Stunden tiberschritten, kann hochstens ein weiteres Sitzungsgeld gewéhrt werden.
Bei mehreren Sitzungen an einem Tag diirfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder gewéhrt werden.

§5

Fahrkosten
(1) Mitgliedern kommunaler Vertretungen und Ausschiisse sowie Ortsvorsteherinnen und
Ortsvorstehern werden die Fahrkosten, die ihnen durch Fahrten zum Sitzungsort und zuriick
entstehen, erstattet, hochstens jedoch in Hohe der Kosten der Fahrten von der Wohnung zum
Sitzungsort und zuriick. Bei mehreren Wohnungen ist von der Hauptwohnung auszugehen.
Entsprechendes gilt fiir Fahrkosten aus Anlass der Repréisentation der kommunalen Korperschaft,
die der oder dem Vorsitzenden oder - auf Veranlassung der oder des Vorsitzenden oder der
Vertretung - ihren oder seinen Stellvertreterinnen oder Stellvertretern oder anderen Mitgliedern der
Vertretung entstehen, soweit es sich nicht um Dienstreisen (§ 6) handelt.

(2) Die Mitglieder kommunaler Vertretungen haben Anspruch auf Ersatz ihrer Fahrkosten. Dieser
Anspruch kann dadurch abgegolten werden, dass ihnen eine Netzkarte fiir das Gemeindegebiet



oder Freifahrten zur Verfiigung gestellt oder die Kosten iibernommen werden. Bei Benutzung eines
Kraftfahrzeugs ist eine Entschddigung in der in § 6 Absatz 1 Satz 2 Landesreisekostengesetz vom
16. Dezember 1998 (GV. NRW. S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3.
Dezember 2013 (GV. NRW. S. 722) gedndert worden ist, vorgesehenen Hohe zuléssig; bei
Benutzung eines Fahrrads ist eine Entschadigung in der in § 6 Absatz 3 Landesreisekostengesetz
vorgesehenen Hohe zuléssig. Bei regelméfigen oder gleichartigen Fahrkosten kann zur
Vereinfachung der Abrechnung anstelle der Fahrkostenerstattung eine Pauschvergiitung gewéhrt
werden, die nach dem Durchschnitt der in einem bestimmten Zeitraum sonst anfallenden
Einzelvergiitungen zu bemessen ist.

(3) Mitgliedern der Landschaftsversammlungen und sachkundigen Biirgerinnen und Biirgern im
Sinne des § 12 Absatz 3 und des § 13 Absatz 3 der Landschaftsverbandsordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen sowie Mitgliedern der Verbandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr
und sachkundigen Biirgerinnen und Biirgern im Sinne des § 9 Nummer 3 des Gesetzes iiber den
Regionalverband Ruhr kann auBerdem ein Ubernachtungsgeld gezahlt werden, wenn die An- und
Abreise am Sitzungstag nicht mdglich oder nicht zumutbar war. Dasselbe gilt, wenn Sitzungen
oder sonstige Veranstaltungen sich liber zwei oder mehrere Tage erstrecken. Das in der Satzung
festzusetzende Ubernachtungsgeld darf den nach dem Landesreisekostengesetz zulissigen Betrag
nicht iibersteigen.

§6
Reisekostenvergiitung
(1) Fiir genehmigte Dienstreisen erhalten Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschiisse
sowie Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher Reisekostenvergiitung nach Mallgabe des
Landesreisekostengesetzes.

(2) Neben Reisekostenvergiitung diirfen keine Sitzungsgelder gewéhrt werden.

§ 7 (Fn 6)
Zusitzliche Unfallversicherung
Neben der gemidl3 § 2 Absatz 1 Nummer 10 des Siebten Buchs Sozialgesetzbuch - Gesetzliche
Unfallversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBI. I S. 1254), das zuletzt
durch Artikel 451 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. I S. 1474) geéndert worden ist,
kann fiir Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschiisse sowie fiir Ortsvorsteherinnen und
Ortsvorsteher zusitzlich eine angemessene private Unfallversicherung abgeschlossen werden.

§8
Inkrafttreten, Aullerkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2014 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Entschiddigungsverordnung vom 19. Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S.
6), die zuletzt durch Verordnung vom 2. April 2012 (GV. NRW. S. 156) gedndert worden ist,
auBer Kraft.

Der Minister
fir Inneres und Kommunales
des Landes Nordrhein-Westfalen



FuBRnoten :

Fn1 In Kraft getreten am 1. Juni 2014 (GV. NRW. S. 276); geidndert durch Verordnung
vom 23. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 936), in Kraft getreten am 1. Januar 2016.

Fn 2 § 1 Absatz 2 neu gefasst durch Verordnung vom 23. Dezember 2015 (GV. NRW. S.
936), in Kraft getreten am 1. Januar 2016.

Fn3 § 2 neu gefasst durch Verordnung vom 23. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 936), in
Kraft getreten am 1. Januar 2016.

Fn4 § 3 Absatz 1 gedndert und Absatz 2 neu gefasst durch Verordnung vom 23. Dezember
2015 (GV. NRW. S. 936), in Kraft getreten am 1. Januar 2016.

FnS5 § 4 Absatz 1 gedndert durch Verordnung vom 23. Dezember 2015 (GV. NRW. S.
936), in Kraft getreten am 1. Januar 2016.

Fn 6 § 7 gedndert durch Verordnung vom 23. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 936), in Kraft

getreten am 1. Januar 2016.

Copyright 2016 by Ministerium fir Inneres und Kommunales Nordrhein-Westfalen



	14/1565 Entschädigungsverordnung
	Begründung14-1565
	14-1565 Anlage 1
	14-1565 Anlage 2


